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Zur Information ! 

Gesetzentwurf der Bürgerallianz braucht Unterstützung 

Am 30.04.2010 übergab die Bürgerallianz einen eigenen Gesetzentwurf zur gesetzlichen  Abschaffung der 
Zwangsbeiträge bei Abwasser und Straßenausbau an die im Landtag vertretenen Parteien und an die 
Landesregierung. 
 
Noch in diesem Jahr sollen möglichst alle im Landtag vertretenen Parteien für die Abschaffung des praktizierten 
Unrechts gewonnen werden. 
Das willkürlich angewandte komplizierte Beitragsrecht muss weg! 
Wir hoffen auf eine qualifizierte parlamentarische Diskussion im Herbst 2010 zu diesem Thema. 
Betroffene Bürger sollten jetzt mit ihren Landtagsabgeordneten darüber sprechen. 
 
Hauptpunkte des Gesetzentwurfes 
 
Der Gesetzentwurf der Bürgerallianz orientiert auf die Abschaffung der Zwangsbeiträge, ohne dass zusätzliche 
Kosten für den Landeshaushalt entstehen.  
Dieser Gesetzentwurf ist europatauglich und zukunftssicher. 
Die Kommunale Selbstverwaltung wird gestärkt und Transparenz wieder möglich. 
Die vorgeschlagene Infrastrukturabgabe errechnet sich nach der einfachen Methodik der Grundsteuer A und B. 
Es gilt das Prinzip: “Was alle nutzen können, müssen alle bezahlen, aber nur in kleinen Beträgen.“ 
Die neue Infrastrukturabgabe erfordert im Durchschnitt (bei gleichem Investitionsniveau!) eine Zahlung von  
ca. 40,- € pro Grundstück und Jahr. Diese Abgaben können als Nebenkosten abgerechnet werden. 
Bereits bezahlte Zwangsbeiträge werden zurückerstattet bzw. verrechnet. 
 
Fazit: Es gibt keine objektiven rechtlichen oder finanziellen Hindernisse für den Wegfall der Zwangsbeiträge.  

Der Gesetzentwurf ist realisierbar. 
 
Das Eckpunktepapier von Innenminister Huber dagegen ist nicht geeignet das bestehende Unrecht abzuschaffen. 
Es bleibt sogar hinter den minimalsten Erwartungen der Bürgerinitiativen zurück.  
Der Gesetzentwurf der Bürgerallianz, die massenhaften Eingaben der Bevölkerung, die Hinweise aus den 
Anhörungen und die Meinungen von bekannten Rechtsexperten blieben offensichtlich im Eckpunktepapier 
unberücksichtigt. - Warum?? 
 
Wir müssen endlich in Thüringen den gemeinsamen politischen Willen zur Abschaffung der ungerechten 
Zwangsbeiträge aufbringen. 
 
Gegen das Unrecht und für den Gesetzentwurf der Bürgerallianz findet eine Demonstration in Erfurt statt. 
 
      Am Donnerstag, 19.August 2010 um 16 Uhr vor dem Thüringer Landtag  
 
Die Bürgerallianz als Dachverband von über 100 Bürgerinitiativen bittet alle Thüringer um Unterstützung bei der 
Realisierung dieser wichtigen Gesetzesänderung.  
Ansonsten drohen : Zwangsbeiträge für ca.16.000 Hartz -IV – Empfänger!!   

Zwangsbeiträge von ca. 1,5 Milliarden € im Abwasserbereich insgesamt  
Zwangsbeiträge für Straßenausbau von ca. 260 Mio € rückwirkend 
Zwangsbeiträge für Straßenausbau von ca. 600 Mio € künftig 
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